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„Will Latin America turn left?“ frag-
te das amerikanische Time Magazine 
kurz nach der Wahl von Chiles neuer 
Präsidentin Michelle Bachelet und 
brachte damit eine allgemeine US-
amerikanische Besorgnis über einen 
„Linksruck“ in Lateinamerika zum 
Ausdruck. Das Düsseldorfer Han-
delsblatt konstatierte gar, dass die 
Wahl von Bachelet den „Linksruck in 
Lateinamerika zementieren“ würde: 
Neben Chile, Argentinien, Brasilien, 
Uruguay und Venezuela würde nun 
auch Bolivien bald von einem Sozia-
listen angeführt. 

Tatsächlich gelten die Wahlerfolge 
der Präsidentschaftskandidaten Mi-
chelle Bachelet in Chile, Hugo Chávez 
in Venezuela, Lula da Silva in Brasili-
en, Néstor Kirchner in Argentinien, 
Tabaré Vásquez in Uruguay und Evo 
Morales in Bolivien in weiten Teilen 
Europas und den USA als Elemente 
eines einheitlichen Prozesses, der 
den Kontinent politisch deutlich 
nach links gerückt hat. 

Teile der politischen Linken West-
europas sind angesichts dieser Ent-
wicklungen geradezu euphorisch ge-
stimmt. Blickte früher Ché Guevarra 
mit heiligem Zorn von T-Shirts deut-
scher Kommunarden, so sind heute 
die Präsidenten Brasiliens und Vene-
zuelas die neuen Popstars der Globali-
sierungsgegner. Folgerichtig eröffnete 
Chávez Ende Januar auch das größte 
Event der Globalisierungskritiker, das 
Weltsozialforum, in Venezuelas Haupt-

stadt Caracas. Venezuela finanzierte 
die Veranstaltung laut Medienberich-
ten mit zehn Millionen Dollar.

Untaugliches Links-Rechts-Schema
Wenn in den Sozial- und besonders in 
den Politikwissenschaften der Unter-
suchungsgegenstand Lateinamerika 
behandelt wird, stellt sich häufig her-
aus, dass die Realität ungleich kom-
plexer ist als sie auf den ersten Blick 
erscheinen möchte. Schuld daran ist 
zum großen Teil unsere westlich ge-
prägte Perspektive, die unsere Wahr-
nehmung und Deutung gewisser Er-
scheinungen bestimmt und uns unter 
Umständen die nüchterne Sicht auf 
tatsächliche Entwicklungen verstellen 
kann. Erklärungsmodelle und Theori-
en, aus der Sicht der entwickelten 
Länder des Nordens formuliert, tau-
gen oft nur sehr beschränkt zur Ana-
lyse der (politischen) Situation in 
Schwellen- und Entwicklungsländern. 
Das gilt besonders für das europäische 
Rechts-Links-Schema. Dieses hat – 
weit über 200 Jahre nach der Franzö-
sischen Revolution – selbst in Europa 
an Aussage- und Erklärungskraft ver-
loren. Dieses Konzept heutzutage be-
denkenlos für eine Verortung politi-
scher Führer in Lateinamerika zu ver-
wenden, kann zu krassen Fehlein-
schätzungen und fehlgeleiteten 
Sympathien führen. In diesem Artikel 
soll deshalb der Frage nachgegangen 
werden, ob durch die erwähnten Prä-
sidentschaftswahlen in Südamerika 
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ein einheitlicher „Linksruck“ – mögli-
cherweise gar eine sozialistische Re-
naissance – entstanden ist und welche 
Auswirkungen die aktuellen politi-
schen Entwicklungen für die gesamte 
Region und ihre Stellung im interna-
tionalen System haben.

Die sozialistischen Präsidenten
In der Tat haben in den letzten Jahren 
Vertreter der klassischen Linken in 
mehreren wichtigen Staaten Latein-
amerikas die Macht übernommen. In 
Brasilien, Chile und Uruguay regieren 
Präsidenten, die den Reihen der tradi-
tionellen sozialistischen Parteien der 
gewerkschaftlich organisierten Arbei-
terbewegung entstammen. Diese Par-
teien hatten teilweise noch bis in die 
frühen neunziger Jahre eine dezidiert 
sozialistische Programmatik, welche 
z.B. die Verstaatlichung des Bank- und 
Pensionswesens, Agrarreformen und 
die Nichtbezahlung der Auslands-
schulden propagierte.

Entgegen dieser authentisch linken 
Programmatik ist Brasilien heutzutage 
geradezu ein Beispiel an liberaler Wirt-
schaftspolitik und disziplinierter Haus-
haltsführung. Brasiliens Präsident Luiz 
Inácio Lula da Silva von der Arbeiter-
partei (PT) gilt als absoluter Muster-
knabe des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) und der Weltbank. Im 
Dezember erst kündigte Brasilien an, 
seine gesamten Schulden beim IWF 
vorzeitig zurückzuzahlen und wurde 
hierfür von IWF-Chef Rodrigo Rato in 
den höchsten Tönen gelobt. 

Noch mehr sorgte Chiles scheiden-
der Präsident Ricardo Lagos für güns-
tige makroökonomische Daten, die 
sich an den Parametern geringe Infla-
tion, (wenn überhaupt nur) niedrige 
Haushaltsdefizite und hohe Devisen-
reserven orientierten. Es gibt nicht 
das geringste Anzeichen für eine Än-
derung dieses erfolgreichen Kurses 
unter seiner Nachfolgerin Michelle 

Bachelet. Chile befürwortet die 
pan amerikanische Freihandelszone 
(ALCA/FTTA) und schloss in den 
letzten Jahren bilaterale Freihandels-
abkommen mit der EU/EFTA, China 
und schließlich mit den USA. 

Auch Uruguay baut auf Stabilität 
und Haushaltsdisziplin und brüskiert 
seine Partner im Mercosur, weil es be-
reits Vorverhandlungen für ein bilate-
rales Freihandelsabkommen mit den 
USA führt. (Das Phänomen, dass Par-
teien der traditionellen Linken Latein-
amerikas nachhaltig liberale oder or-
thodoxe Wirtschaftpolitiken verfolgen, 
ist im Übrigen nicht einmal neu. So 
war es die in Mexiko bis 2000 unun-
terbrochen regierende PRI (Partei der 
Institutionalisierten Revolution), die 
die mexikanische Volkswirtschaft über 
Jahre hinweg Schritt für Schritt libera-
lisierte und das Land an die USA und 
damit an die nordamerikanische Frei-
handelszone NAFTA annäherte.)

Die regierende klassische Linke in 
den genannten Ländern hat ihre Pläne 
für Armutsbekämpfung und eine Wei-
terentwicklung der Gesellschaft aller-
dings nicht aufgegeben. Ehrgeizige 
Infrastrukturprojekte und Investitio-
nen in den Bereichen Gesundheit, 
Umwelt und Bildung zeugen davon. 
Man sucht gesellschaftspolitische 
Ziele allerdings nicht mehr auf Kosten 
unternehmerischer und wirtschaftli-
cher Freiheit zu erreichen. Wirt-
schaftspolitischer Pragmatismus er-
setzt wirklichkeitsfremde Utopien. 
Der Erfolg gibt ihnen Recht. Die ge-
nannten Länder weisen ein jährliches 
Wirtschaftswachstum auf, das sonst 
nur in China zu finden ist.

Ein weiterer Faktor fördert den 
Pragmatismus: Häufig sind die sozia-
listischen Präsidenten auf Koalitionen 
mit liberalen und bürgerlichen Kräf-
ten angewiesen, um Gesetzesvorlagen 
und den Haushalt im Parlament ver-
abschieden zu können. Die Arbeiter-
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partei von Lula da Silva paktiert mit 
einer ganzen Gruppe moderater bis 
konservativer Parteien, während Chi-
les Sozialisten seit Jahren mit Christ-
demokraten, Sozialdemokraten und 
Sozial-Liberalen im Wahlbündnis 
Concertación de Partidos por la De-
mocracia zusammengeschlossen sind.

Pragmatismus herrscht auch in der 
Zusammenarbeit mit dem regionalen 
Hegemon USA. Chile gilt Washington 
schlechthin als das Modell für die ge-
samte Region. Zu Uruguay unterhält 
man freundschaftliche Beziehungen. 
Brasilien wurde von Bush zum strate-
gischen Verbündeten und natürlichen 
Führer Südamerikas erklärt. 

Allerdings ist diese Kooperation mit 
den USA nicht bedingungslos. Im Vor-
feld des zweiten Irak-Kriegs verwei-
gerte Chile in der entscheidenden Ab-
stimmung des UN-Sicherheitsrats –
trotz intensiver US-Diplomatie – eine 
Zustimmung zum Krieg. Brasilien und 
Uruguay waren ebenfalls nicht in der 
„Koalition der Willigen“ vertreten. 
Die beiden Gründungsmitglieder des 
Mercosur haben zudem auf dem Gip-
fel der Amerikas vom letzten Herbst 
im argentinischen La Plata die Schaf-
fung der von den USA favorisierten 
panamerikanischen Freihandelszone 
FTTA unter den gegebenen, für sie 
ungünstigen Bedingungen vorerst ab-
gelehnt. Dies alles weist darauf hin, 
dass die sozialistischen Präsidenten 
eine enge und pragmatische, im Ein-
zelfall aber realistisch-nüchterne Be-
ziehung zu den USA suchen. Sie sind 
nicht mehr bereit, jeden Schritt, der 
aus Washington vorgegeben wird, au-
tomatisch mitzugehen.

Andere politische Phänomene: 
Chávez, Morales und Kirchner
Während die drei südamerikanischen 
Präsidenten des traditionellen sozia-
listischen Lagers die gängigen Charak-
teristika „linker Politik“ nicht unbe-

dingt erfüllen, gibt es drei politische 
Führer anderer Provenienz, die sich 
nur schwer im Rechts-Links-Schema 
verorten lassen. Es handelt sich um 
Phänomene sui generis, die durch be-
sondere lateinamerikanische Spezifi-
ka geprägt sind. 

Venezuelas Präsident Hugo Chávez 
ist sicherlich die umstrittenste Person 
dieses Trios. Seine innenpolitische 
Machtbasis sowie sein gesamter au-
ßenpolitischer Einfluss gründen auf 
dem Rohstoff Erdöl. Venezuela stehen 
durch die weiterhin rapide steigenden 
Rohstoffpreise enorme Mittel zur frei-
en Verfügung. Diese ermöglichen es 
dem Land, neben aufwendigen Sozial-
programmen auch eine expansive Erd-
öldiplomatie zu betreiben. Venezuelas 
Einflusshorizont erweitert sich zu-
sätzlich, da die größten Volkswirt-
schaften Südamerikas, Brasilien und 
Argentinien, in der jüngsten Vergan-
genheit unter massiven Energiekrisen 
litten. Es ist offensichtlich, dass sich 
der Schlüssel zur Lösung dieses drän-
genden ökonomischen Problems im 
ölreichen Orinoko-Delta befinden 
könnte. Bedingt durch seine Rohstoff-
reserven ist Venezuela auf internatio-
naler Bühne zudem nicht mehr irrele-
vant. Besonders die USA sind auf 
verlässliche Erdöllieferungen aus Ve-
nezuela angewiesen. 

Hugo Chávez ist sicherlich alles an-
dere als ein klassischer Linker oder 
gar ein Sozialist: Der ehemalige 
Oberstleutnant der Fallschirmjäger ist 
das authentische Produkt einer Erhe-
bung von nationalistischen Armee-
offizieren. Ein Putschist, der heute 
noch gerne in Uniform auftritt. Sein 
Konzept der Bolivarianischen Revolu-
tion stellt eine diffuse Patchworkideo-
logie dar, die maßgeblich vom argenti-
nischen Antisemiten Noberto Cereso-
le beeinflusst wurde. Im Prinzip baut 
Chávez seine politischen „Glaubens-
inhalte“ aus den Einzelbausteinen 
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Nationalismus, Antiamerikanismus, 
Antisemitismus, Antiliberalismus, 
Kollektivismus und lateinamerikani-
scher Dritte-Welt-Ideologie (Tercer-
mundismo) der siebziger Jahre immer 
wieder neu zusammen. Von den 
Schriften eines Karl Marx wurde der 
nach eigenen Angaben gläubige Ka-
tholik und stramme Militär wohl nur 
sehr indirekt beeinflusst. 

Seine völlige Missachtung demokra-
tischer und rechtstaatlicher Struktu-
ren lässt ihn auch nicht als demokrati-
schen Linken erscheinen. Die Organi-
sation Amerikanischer Staaten (OAS) 
kritisierte die Regierung in Caracas 
deutlich wegen des „aggressiven und 
angespannten Klimas“ im Verlauf der 
Wahlen zur Abgeordnetenkammer 
Ende letzten Jahres. Dem Aufruf der 
Opposition, die unfairen Wahlen zu 
boykottieren, folgten zwischen 75 und 
83 Prozent der Wahlberechtigten. Dies 
gibt einen Hinweis darauf, dass die 
Popularität und die innenpolitische 
Machtbasis von Chávez nicht über-
schätzt werden sollten.

Seine Verbündeten auf internatio-
naler Ebene (Argentinien, Bolivien, 
China, Kuba, Libyen und Iran) sucht 
Chávez nicht nach ideologischen Kri-
terien aus. Entscheidend ist einzig 
und allein ihre Opposition zu den 
USA. Wenn auch nichts anderes, so 
macht dies ihn offensichtlich so inter-
essant für die von einer multipolaren 
Weltordnung schwärmende europäi-
sche Linke. Diese übersieht geflissent-
lich, dass Chávez sozialpolitische Re-
formen zum Großteil durch den unge-
bremsten Verkauf venezolanischen 
Erdöls in die USA finanziert werden. 
Sollte dieser Geldsegen versiegen, 
werden das bolivarianische Modell 
und die Popularität von Chávez bald 
an ihre Grenzen stoßen.

Evo Morales hingegen entstammt 
ebenso wenig der klassischen Linken. 
Seine Bewegung zum Sozialismus 

(Movimiento al Socialismo) trägt die 
europäische Ideologie zwar im 
Namen, ist aber in lateinamerikani-
scher Tradition ein buntes Bündnis 
miteinander konkurrierender sozia-
ler Gruppen, welches schlussendlich 
nur den Zweck verfolgt, Morales Ge-
folgschaft für Abstimmungen zu mo-
bilisieren. Keinesfalls handelt es sich 
um eine sozialistische Weltanschau-
ungspartei. Persönliche und ethni-
sche Loyalität und politischer Klien-
telismus spielen bei der Bildung einer 
politischen Bewegung in Lateinameri-
ka meist eine größere Rolle als Inhal-
te oder gar Ideologie. Morales ist mehr 
als alles andere ein Indio-Führer. Die 
Indios bilden in Bolivien die große 
Bevölkerungsmehrheit. Sie machen 
71 Prozent des Staatsvolks aus, was 
mit dem Anteil der Armen quasi de-
ckungsgleich ist. Morales selbst ent-
stammt der Ethnie der Aymara und 
bereits seine pompöse Amtseinfüh-
rung in den Ruinen von Tiahuanaco 
nahe des Titicacasees gab einen Hin-
weis darauf, dass seine Weltsicht 
mehr vom Inka-Reich als von philoso-
phischen Konzepten aus dem Europa 
des 20. Jahrhunderts inspiriert wird. 
Fakt ist, dass Morales eine Koalition 
mit linken und marxistischen Grup-
pen eingegangen ist, die nun die Ein-
lösung seines Wahlversprechens for-
dern werden, den Rohstoffreichtum 
des Landes zu verstaatlichen. Es ist 
nicht verwunderlich, dass Morales 
dieses Versprechen bereits jetzt deut-
lich zurückgenommen hat.

Das dritte politische Phänomen 
stellt schließlich der argentinische 
Präsident Néstor Kirchner dar. 
Kirchner ist Mitglied der peronisti-
schen Partido Justicialista und ein 
großer Bewunderer Peróns. In seiner 
Rhetorik und seinem gesamten Ha-
bitus bemüht er sich offensichtlich, 
seinem Idol zu gleichen. Der Militär 
Juan Domingo Perón war allerdings 
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alles andere als ein klassischer Lin-
ker und wenn es etwas gibt, dass für 
den Peronismus inhaltlich geradezu 
konstitutiv war, dann ein expliziter 
Antikommunismus. 

Auch Kirchner selbst war noch vor 
einigen Jahren alles andere als links, 
wovon besonders seine aktive Rolle 
bei der Privatisierung der Erdölvor-
kommen seiner patagonischen Hei-
matprovinz zeugt. Kirchners heute 
eher links anmutender Diskurs ist 
vielmehr dem enormen auf ihm las-
tenden Druck geschuldet, sich eine 
innenpolitische Machtbasis zu schaf-
fen. Der Außenseiterkandidat Kirch-
ner befand sich im Jahr 2003 in der 
Stichwahl mit dem Expräsidenten 
Carlos Menem, ebenfalls ein Peronist, 
und musste sich diesem gegenüber 
positionieren. Menem stand für die 
neoliberalen Wirtschaftsreformen sei-
ner Amtszeit, die Dollar-Anbindung 
des argentinischen Pesos und die stra-
tegische Allianz mit den USA. Nach 
der verheerenden Finanzkrise von 
2001 wurden in weiten Teilen der öf-
fentlichen Meinung Argentiniens vor 
allem der IWF und die USA für den 
Zusammenbruch des Finanzsystems 
verantwortlich gemacht. Kirchner 
sammelte im Wahlkampf der Stich-
wahl alle gesellschaftlichen und politi-
schen Sektoren, die dem liberalen Pa-
radigma misstrauten und gewann. 

Da Kirchner sich auch nach zwei 
Jahren keine verlässliche Parteistruk-
tur schaffen konnte, ist er von der –
selbst für Lateinamerika extrem anti-
amerikanischen – öffentlichen Mei-
nung abhängig. Seine Wirtschaftspoli-
tik ist aber nach wie vor relativ 
marktwirtschaftlich orientiert. Keine 
einzige Privatisierung der öffentlichen 
Dienste wurde bisher rückgängig ge-
macht. Das Land trat auch nicht aus 
dem IWF aus, sondern bediente ganz 
im Gegenteil zu Beginn des Jahres die 
gesamten institutionellen Schulden 

des Landes bei der internationalen 
Finanzorganisation. In Sicherheitsfra-
gen wird die Kooperation mit den 
USA fortgesetzt. Argentinien behielt 
selbst seinen Status als militärischer 
Verbündeter der USA außerhalb der 
NATO. Vielleicht wird sich auch für 
Kirchner ein argentinischer Sinn-
spruch bewahrheiten, der bereits in 
den Zeiten Peróns virulent war: „Der 
Peronismus ist ein Fahrzeug, das links 
blinkt und rechts abbiegt.“

Trotz alledem distanziert sich Ar-
gentinien in letzter Zeit immer merk-
licher von den USA und lehnt sich 
enger an Venezuela an. So förderte 
man auch den Beitritt Venezuelas zum 
Mercosur. Im Gegenzug kaufte Vene-
zuela für knapp 1,5 Milliarden Dollar 
argentinische Bonds und lieferte ver-
billigtes Erdöl an Argentinien. 

Pragmatische Sozialisten und 
antiamerikanische Populisten
Anhand des Beschriebenen können 
wir die Präsidenten der Region in 
zwei Gruppen einteilen: 

Auf der einen Seite die Präsidenten 
der klassischen Linken, also Vertreter 
sozialdemokratischer bzw. sozialisti-
scher Parteien. Diese beherrschen so-
wohl das bevölkerungsreichste (Brasi-
lien) als auch das wirtschaftlich dyna-
mischste (Chile) Land des Kontinents. 
Sie entstammen zwar den traditionel-
len links-sozialistischen Parteien, den-
ken jedoch unideologisch und prag-
matisch. Sie implementieren insge-
samt liberale und angebotsorientierte 
Wirtschaftspolitiken, bekämpfen die 
Inflation und befördern im Großen 
und Ganzen die Integration ihrer 
Volkswirtschaften in die globalisierte 
Weltwirtschaft. Ihre Länder beteiligen 
sich am Kampf gegen den internatio-
nalen Terror und kooperieren außen-
politisch mit den USA, ohne jedoch 
die eigenen Standpunkte und Interes-
sen aus den Augen zu verlieren. 
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Auf der anderen Seite finden wir 
drei Politiker, die nicht dem Lager der 
klassischen Linken entstammen, son-
dern völlig unterschiedlicher politi-
scher Provenienz sind (ein nationa-
listischer Militärputschist, ein Pero-
nist und ein Indioführer). Da keiner 
dieser drei Präsidenten etablierte und 
verlässliche Machtstrukturen hinter 
sich weiß, instrumentalisieren sie 
einen rhetorischen Populismus, der 
sich hauptsächlich gegen „Neolibera-
lismus“ und das „Imperium“ USA 
richtet. Diesem mehr oder minder 
linken Diskurs lassen sie aber in sehr 
unterschiedlichen Graden Taten fol-
gen. Eine gewisse Zusammenarbeit 
dieser drei Länder zeichnet sich zwar 
ab, doch nicht auf der Basis einer ge-
meinsamen politischen Ideologie. 
Was daraus jenseits von luftigen An-
kündigungen entsteht, ist momentan 
sehr ungewiss. 

Angesichts eines solchen Bildes 
wird man kaum von einem einheitli-
chen „Linksruck“ oder gar einer sozia-
listischen Renaissance sprechen kön-
nen: Die regierenden sozialistischen 
Präsidenten in Chile, Brasilien und 
Uruguay sind moderne und moderate 
Pragmatiker, die es mehr mit Tony 
Blair als mit Karl Marx halten. Die 
Präsidenten Argentiniens, Venezuelas 
und Boliviens sind sicherlich keine 
Sozialisten, sondern machen in ihrem 
politischen Diskurs lediglich links-
sozialistische Anleihen. Sie sind Po-
pulisten, deren politische Positionie-
rung in gewissem Maße flexibel ist. 
Die Realisierung linker Gesellschafts-
utopien ist sicherlich kein gemeinsa-
mes Anliegen von Chávez, Kirchner 
und Morales (besonders im Fall Kirch-
ners liegen gar keine Indizien für ge-
plante gesellschaftliche Systemverän-
derungen vor). Die authentischen 
Linken sind weder antiamerikanisch 
noch vertreten sie linke Politik. Die 
authentischen Antiamerikanisten 

hingegen sind in unserem Sinne keine 
Linken. Antiamerikanismus macht 
aus einem Populisten noch lange kei-
nen Sozialisten. Vermutlich müssen 
sich Globalisierungsgegner Idole au-
ßerhalb der Region suchen. 

Die sechs Präsidenten teilen keine 
ideologischen Grundlagen oder Werte, 
haben kein gemeinsames Konzept und 
sehr unterschiedliche Einstellungen 
zu Markt, Demokratie und Rechts-
staat. Gemeinsame politische Vorstel-
lungen, die eine breite Allianz von 
Chile über Brasilien bis hin zu Vene-
zuela ermöglichen würden, existieren 
ganz offensichtlich nicht. Die Gründe, 
warum sie gewählt wurden, gleichen 
sich allerdings: Sie müssen in ihrer 
Amtszeit die noch immer große Armut 
überwinden helfen und endlich brei-
ten Schichten Zugang zu Gesundheit 
und Bildung ermöglichen. In der Tat 
herrscht auf dem gesamten Kontinent 
die Meinung vor, dass das neoliberale 
Modell nicht automatisch allen Men-
schen Wohlstand und Hoffnung brach-
te. Die Erwartungshaltung an die 
sechs Präsidenten ist groß.

Reaktionen in den USA
Sicherlich wird die wirtschaftliche und 
politische Kooperation in Süd amerika 
in den nächsten Jahren punktuell aus-
gebaut werden. Die unvollendete Frei-
handelszone Mercosur hat diesbezüg-
lich ein gewisses Potenzial, das mo-
mentan allerdings brach liegt. Die Tat-
sache, dass Venezuela seit Dezember 
Mitglied des Mercosur ist, ohne seine 
Zollsätze dem gemeinsamen Markt an-
gepasst zu haben, wird eine Vertiefung 
und Weiterentwicklung des Mercosur 
eher lähmen als fördern. 

Die offizielle Haltung der Vereinig-
ten Staaten gegenüber der momenta-
nen politischen Entwicklung in La-
teinamerika ist so leise und profillos 
wie niemals seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs. Die Schwierigkeiten bei 
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der Vollendung der panamerikani-
schen Freihandelszone ALCA/FTTA 
wurden schnell eingeordnet und selbst 
heftige rhetorische Attacken einzel-
ner präsidentieller Amtsträger (Kirch-
ner, Chávez) werden mit beispielloser 
Duldsamkeit ertragen. Unumwunden 
gibt man zu, man habe zu lange zu 
einseitig auf rigide Haushaltspolitik 
gesetzt und die soziale Entwicklung 
vernachlässigt. Darüber hinaus signa-
lisiert man Verständnis für Pläne zur 
Armutsbekämpfung und Einkom-
mens umverteilung. Von Interventio-
nen ist man weiter entfernt denn je. 
Das State Department will in Lateina-
merika die Einsicht fördern, dass de-
mokratische Regierungsform, Rechts-
staatlichkeit und wirtschaftliches 
Wachstum einander bedingen. Perso-
nelles Zeichen des „gentler touch with 
Latin America“ war die Berufung des 
moderaten Karrierediplomaten Tom 
Shannon zum Assistant Secretary for 
Western Hemisphere Affairs im ver-
gangenen Herbst. Dieser nahm sogar 
an der schillernden Amtseinführung 
von Morales teil.

Der Fokus US-amerikanischer Au-
ßenpolitik liegt gegenwärtig im Nahen 
und Mittleren Osten. Der Kampf 
gegen den internationalen Terroris-
mus ist zum Dreh- und Angelpunkt 
amerikanischer Politik geworden. Fol-
gerichtig erwartet Washington mo-
mentan nicht besonders viel von den 
Staaten Südamerikas. Lediglich die 
Kooperation bei der Bekämpfung des 
internationalen Terrorismus und des 
regionalen Narkoterrorismus sowie in 
Fragen der Nichtverbreitung von Mas-
senvernichtungswaffen wird seitens 
Washingtons unbedingt vorausgesetzt. 
Solange diese Bedingungen erfüllt 
sind, werden die Staaten der Region 
in allen anderen Belangen eine ziem-
lich „lange Leine“ haben. Die von ge-
mäßigten Sozialisten regierten Länder 
werden diese Kooperation gewährleis-

ten. Ebensolches scheint in Argentini-
en der Fall zu sein, wo man in den 
neunziger Jahren selbst Opfer terro-
ristischer Anschläge zu beklagen 
hatte. Die geplante Legalisierung des 
Coca-Anbaus in Bolivien stellt zwar 
ein potenzielles Konfliktfeld mit den 
USA dar, doch hat Morales Washing-
ton bereits wissen lassen, dass er nicht 
daran denke, die Produktion und den 
Handel mit Kokain zu legalisieren. 
Wenige Wochen später führte Präsi-
dent Bush ein erstes persönliches Te-
lefongespräch mit dem Indio-Präsi-
denten, in welchem er Morales seine 
Hilfe anbot. Im gleichen Atemzug 
machte William Francisco, der Leiter 
der Drogenbekämpfungsstelle der 
amerikanischen Botschaft in La Paz, 
eine geradezu revolutionäre Aussage: 
„Unser Kampf gilt nicht der Coca 
(Anm. d. Autors: Pflanze), sondern 
dem Kokain.“

Einzig die Unterstützung des irani-
schen Atomprogramms durch Venezu-
ela könnte eine ernstzunehmende 
Verstimmung der USA zur Folge 
haben. Venezuela ist in dieser Frage 
innerhalb Lateinamerikas aber iso-
liert. Zudem sind Chávez populisti-
sche Sozialprogramme in hohem Maße 
abhängig von den Erdölexporten in 
die Vereinigten Staaten. 

Befördert durch die nichtinterven-
tionistische Haltung der USA und die 
günstigen ökonomischen Rahmenbe-
dingungen existieren große Chancen 
für die Staaten der Region, ausländi-
sche Investitionen zu werben, die de-
mokratischen Institutionen zu stär-
ken und die Grundlagen für ein nach-
haltiges wirtschaftliches Wachstum 
sowie die notwendigen sozialen und 
gesellschaftlichen Reformen zu legen. 
Sollten diese allerdings durch eigenes 
Versagen und angesichts der endemi-
schen Korruption scheitern, entfiele 
die Möglichkeit, das „Imperium“ dafür 
verantwortlich zu machen.

Solange die latein-
amerikanischen 
Staaten im 
Kampf gegen den 
Terrorismus und 
den Drogenhandel 
kooperien, 
gewähren ihnen 
die USA die größte 
Freiheit seit dem 
Zweiten Weltkrieg.
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